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Hinweis:

Soweit nachfolgend Beispiele, Mustertexte und

Beschlussformulierungen aufgeführt sind, werden diese ohne

Anspruch auf Vollständigkeit und Gewähr gegeben. Sie dienen

nur zur Veranschaulichung des Vortrages und ersetzen

keinesfalls konkreten Lösungen für den Einzelfall.



Wann droht die Haftung?

Immer dann, wenn der Gemeinschaft ein Schaden entsteht und der Verwalter einen zurechenbaren

Fehler begangen hat, z.B. für Kosten

- eines verlorenen Anfechtungsprozesses

- für die Umsetzung nichtiger Beschlüsse

- für eine erneute Versammlung

i.d.R. nicht aber bei der Umsetzung anfechtbarer Beschlüsse (vgl. § 23 Abs. 4 S. 2 WEG)

Verwalterhaftung



5

• Der Anspruch der Gemeinschaft folgt aus § 280 Abs. 1 BGB i. V. m. dem Verwaltervertrag

• Voraussetzungen:

1 Der Verwalter muss eine ihm obliegende Pflicht im Rahmen von zu fassenden Beschlüssen verletzt

haben (Beschlussfehler)

2 Die Pflichtverletzung muss er auch zu vertreten haben (Verschulden)

3 Es muss ein kausaler Schaden entstanden sein (Kausalität)

Schadenersatzanspruch



- Mängel bei der Einberufung der Versammlung (Ladungsmängel [Fristen, Versammlungszeit- und

Ort]) Beispielsfall 1

- Einzelanlastung im Rahmen der Jahresabrechnung ohne rechtliche Grundlage / Fehler bei der

Kostenverteilung / Begründung eines Anspruches gegen einen Sondereigentümer (Nichtigkeit, da

keine Beschlusskompetenz) Beispielsfall 2

- falsches Stimmrechtsprinzip angewendet, Auszählungsfehler Beispielsfall 3

- Beschlussfassung über Auftragsvergabe ohne genügend Vergleichsangebote einzuholen (keine

ordnungsgemäße Vorbereitung eines Beschlusses)

- Gestattung einer baulichen Veränderung ohne konkrete Angaben zum Sachverhalt (zu

unbestimmt)

- Unbestimmtheit von Beschlüssen

Haftungsträchtige Beschlussfehler 
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• Wenn Fehler in der Vorbereitung oder andere Fehler vorliegen, die zur Anfechtbarkeit führen, muss

der Verwalter – soweit ihm das möglich ist - die Eigentümer vor einer Beschlussfassung darauf

hinweisen. Die Hinweise sollten stets protokolliert werden, ganz nach dem Motto: „Wer schreibt, der

bleibt!“

• „Die Hausverwaltung weist die Eigentümer darauf hin, dass zur Beschlussfassung lediglich ein Angebot für die
Ausführung der anstehenden Sanierungsarbeiten vorliegt. Erforderlich wären wohl drei Vergleichsangebote, die
bisher nicht beschafft werden konnten. Ein auf dieser Basis gefasster Beschluss bürgt die Gefahr einer
anschließenden Anfechtungsklage mit dem bekannten Kostenrisiko im Prozess.

• Antrag zur Geschäftsordnung: Trotz des Hinweises wird die HV angewiesen, über den Beschlussantrag abstimmen
zu lassen und das Ergebnis entsprechend zu verkünden.“

• Stichwort:

• Ordnungsgemäße Vorbereitung/Durchführung der Versammlung

• Beratungs- und Hinweispflichten der Verwaltung

• Wenn die Eigentümer trotz des Hinweises die Beschlüsse fassen, dann keine Haftung der

Verwaltung!

Pflichtverletzung - Hinweispflichten der Verwaltung
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§ 276 BGB erfasst Vorsatz und jede Art von Fahrlässigkeit (auch leichte). Fahrlässig handelt nach § 276

II BGB, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht lässt.

Das Verschulden wird vermutet. Der Verwalter hat gemäß § 280 Abs. 1. S. 2 BGB die Möglichkeit sich

zu exkulpieren.

Praxistipp:

Haftungsbeschränkungen im Verwaltervertrag vereinbaren (nicht für Vorsatz/grobe Fahrlässigkeit und

insgesamt nicht für Schäden an Leben/Leib/Gesundheit)

Vertretenmüssen/Verschulden 
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Der Schaden muss aufgrund der Pflichtverletzung entstanden sein (Kausalität):

Wenn kein Schaden entstanden oder die Pflichtverletzung nicht ursächlich für den Schaden ist, besteht

auch kein Raum für eine Inanspruchnahme des Verwalters, z.B. wenn trotz Hinweisen in der

Versammlung erfolgt sind und die Eigentümer die Beschlüsse trotz des Anfechtungsrisikos gefasst

haben.

Das sehen manche Eigentümer anders. „Die HV muss für ihr Verhalten bezahlen!“

„Vollkasko-Mentalität“

Kausalität
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Fall 1:

Die HV lädt mit einer Frist von drei Wochen zu einer Versammlung am Brückentag nach Himmelfahrt um

17 Uhr. Auf der Tagesordnung findet sich der Einbau von Raumlüftern in der Fassade im Bereich des

Sondereigentums 11. In der Versammlung sind 19 von insgesamt 20 Eigentümern anwesend.

Der Beschluss über die Raumlüfter wird in der Versammlung einstimmig gefasst. Die Miteigentümerin S

ficht den Beschluss an, allerdings nur mit dem Argument, der Versammlungstag sei unzumutbar.

Gewinnt S den Prozess? Muss die Verwaltung eine Inanspruchnahme fürchten?

Beispiele aus unserer täglichen Praxis und die Frage eines Haftungsrisikos 
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• Nein, der Einladungsmangel hat sich nicht ausgewirkt. Es waren 19 von 20 Eigentümern anwesend.

Kein Raum für Verwalterhaftung.

Fall 1 1. Abwandlung:

Wie Fall 1, aber der Verwalter lädt mit einer Frist von nur zwei Wochen. Der Beschluss wird trotzdem mit

19 Ja-Stimmen gefasst.

Gleiche Frage!

Beispiele aus unserer täglichen Praxis
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Keine Kausalität. Es waren nach wie vor 19 von 20 Eigentümern anwesend.

Fall 1 2. Abwandlung:

Fallgestaltung wie bisher, aber diesmal soll die ETV im „Spießberghaus“ auf dem Rennsteig stattfinden,

obwohl die WEG in Berlin liegt?

Gleiche Frage!

Beispiele aus unserer täglichen Praxis
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• Diesmal hat die Klage Erfolg. Leidet die Versammlung an verschiedenen Mängeln, die in der

Gesamtschau dazu führen, dass den Eigentümern die Teilnahme an der Versammlung unzumutbar

ist, kommt es auf die Kausalität nicht mehr an (LG Frankfurt am Main Urt. v. 15. September 2022 - 2 -

13 S 38/21).

• Haftung der Verwaltung?

• Pflichtverletzung (+) – ungenügende Vorbereitung

• Schaden (+) – Prozesskosten

• Kausalitiät (+)

Beispiele aus unserer täglichen Praxis
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Fallvariante:

Diesmal erfolgt die Einladung form- und fristgerecht und auch der Versammlungsort ist nicht zu

bemängeln. Aber die Eigentümer will sich in der von ihrem Ehemann vertreten lassen. Die Verwaltung

lässt den Ehemann nicht zu. Der Beschluss über die Raumlüfter wird wieder einstimmig gefasst. Außer

der Klägerin waren alle Eigentümer anwesend. Die Miteigentümerin S ficht den Beschluss an, allerdings

nur mit dem Argument, dass ihr Mann nicht zur Versammlung zugelassen wurde.

Gleiche Frage!

Beispiele aus unserer täglichen Praxis
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• Die Klage hat Erfolg!

• Hier ist hier der Kernbereich der mitgliedschaftlichen Rechte betroffen, so dass der Beschluss sogar

nichtig war.

• Haftung der Verwaltung?

• Pflichtverletzung (+) – rechtswidriger Ausschluss eines zulässigen Vertreters

• Schaden (+) – Prozesskosten

• Kausalität (+)

Beispiele aus unserer täglichen Praxis
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• Formelle Mängel und damit auch die Haftung lassen sich leicht vermeiden

• Versammlung mit ausreichend Vorlauf vorbereiten

• Gesetzliche Einladungsfrist berücksichtigen

• TE/GO auf Besonderheiten prüfen

Praxishinweis



17

Fall 2:

Der Eigentümer der Wohnung 1 stellt im Zuge der Sanierung seines Sondereigentums (u.a. wird der

Fußbodenbelag inkl. Wandleisten entfernt) fest, dass zwischen dem Estrich und den aufgehenden

Wänden eine Lücke von ca. 8 cm vorhanden ist. Der mit der Sanierung beauftragte Handwerker kann

seinen Zollstock ca. 30 cm in den Boden reinschieben. Darauf hin informiert der Eigentümer die HV. Die

HV beauftragt einen Gutachter. Der Gutachter stellt fest, dass es sich um eine außergewöhnliche

Trennfuge zum Nachbargebäude handelt und somit kein Mangel im Gemeinschaftseigentum besteht.

Hierfür entstehen Gutachterkosten in Höhe von 1.500,00 €. Die HV legt die Kosten in der

Jahresabrechnung nur auf die WE 1 um.

Der Eigentümer der WE 1 ficht den Beschluss über die Nachschüsse an.

Mit Erfolg?

Beispiele aus unserer täglichen Praxis
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Die Anfechtungsklage ist erfolgreich, denn selbst wenn ein Anspruch der Gemeinschaft auf Erstattung

der Kosten bestünde, darf die Gemeinschaft diese nicht im Rahmen einer Jahresabrechnung auf den

Eigentümer umlegen. Die Gemeinschaft muss den gerichtlichen Weg beschreiten.

Eine individuelle Anlastung solcher Positionen ist in der Regel nur zulässig, wenn die abweichende

Kostenbelastung rechtskräftig festgestellt oder vom Eigentümer anerkannt wurde (BGH, Urt. v. 4. März

2011 - V ZR 156/10).

• Haftung der Verwaltung?

• Pflichtverletzung (+) – Fehler bei der Beschlussvorbereitung (§ 28 Abs. 2. S. 2 WEG)

• Schaden (+) – Prozesskosten

• Kausalität (+)

Darüber hinaus handelte es sich im konkreten Fall um eine Anlage mit 350 Wohneinheiten, so dass die

Erstellung der Jahresabrechnung sehr viel Arbeit für die HV bedeutete.

Beispiele aus unserer täglichen Praxis
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Fall 2 - Abwandlung:

Wie Ausgangsfall, aber vor der Abstimmung über die Nachschüsse lässt die Verwaltung folgenden

Beschluss zur Abstimmung stellen, der mehrheitlich angenommen wird:

Die Wohnungseigentümer beschließen, dass der Eigentümer der Wohnung 1 der

Wohnungseigentümergemeinschaft Schadenersatz i.H.v. 1.500,00 € schuldet.

Wieder legt die HV die Kosten in der Jahresabrechnung nur auf die WE 1 um.

Der Eigentümer der WE 1 ficht den Beschluss „nur“ über die Nachschüsse an. Mit Erfolg?

Beispiele aus unserer täglichen Praxis
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Die Anfechtungsklage ist trotzdem erfolgreich. Die Einzelanlastung ist nach wie vor falsch und der zuvor

gefasste Beschluss sogar nichtig, weil anspruchsbegründend (BGH, Urt. v. 10. Oktober 2014 - V ZR

315/13).

• Haftung der Verwaltung? Grenzwertig

• Pflichtverletzung (+/-) – Fehler bei der Beschlussvorbereitung (§ 28 Abs. 2. S. 2 WEG)

• Schaden (+) – Prozesskosten

• Kausaltiät (+)

Beispiele aus unserer täglichen Praxis
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Das Gesetz sieht als grundsätzlichen Kostenverteilungsschlüssel Miteigentumsanteile vor (§ 16 Abs. 2

S. 1 WEG). Wenn hiervon abgewichen werden soll, bedarf es einer besonderen Regelung:

- HKVO

- in der TE/GO

- durch Beschluss

- Urteil/Anerkenntnis

Machen Sie sich die Mühe, für jede Kostenposition der Verteilerschlüssel zu prüfen. Schematische

Lösungen verbieten sich.

Die Gemeinschaft hat keine Beschlusskompetenz, Leistungspflichten zu begründen. Stellen Sie

sich die Frage, ob nur eine abweichende Kostenverteilung oder dem Grunde nach eine verdeckte

Schadenersatzpflicht beschlossen werden soll.

Praxishinweis
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Fall 3:

Die HV missachtet das in der Gemeinschaftsordnung vereinbarte Stimmrechtsprinzip. Im Ergebnis wirkt sich

das auf den Beschluss aus. Bei der Anwendung des richtigen Stimmrechtsprinzips wäre der Beschluss nicht

zustande gekommen.

Die Anfechtung hat Erfolg! Ist der Fehler des Verwalters haftungsbegründend?

JA!!!

• Pflichtverletzung (+) – die Verwaltung muss die TE/GO kennen

• Schaden (+) – Prozesskosten

• Kausaltiät (+)

Beispiele aus unserer täglichen Praxis
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3.1 Abwandlung:

Die HV wird im Nachgang auf den Fehler hingewiesen und aufgefordert innerhalb der laufenden

Anfechtungsfrist eine Zweitversammlung einzuberufen, um diesen Mangel zu heilen. Die HV beruft eine

erneute Versammlung ein, allerdings nach Ablauf der Anfechtungsfrist.

Ein Eigentümer ficht den Ausgangsbeschluss an. Noch während des laufenden Verfahrens wird der

Beschluss durch Zweitbeschluss aufgehoben.

Hat die HV etwas falsch gemacht?

Beispiele aus unserer täglichen Praxis
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Praxishinweis

„Gut gemeint, aber schlecht gemacht!“

Eine rechtzeitige Versammlung hätte den Eigentümer unter Umständen davon abgehalten, die

Anfechtungsklage überhaupt zu erheben.

Dennoch war es richtig, die Versammlung durchzuführen. Mit Bestandskraft des

Zweitbeschlusses muss der Anfechtungskläger die Klage für erledigt erklären und die Kosten

reduzieren sich. In diesem Fall ist es zumindest empfehlenswert, auch gleich noch zu

beschließen, ein Kostenanerkenntnis auszusprechen, um die Prozesskosten soweit wie

möglich zu reduzieren.

Das für die Gemeinschaft gültige Stimmrechtsprinzip muss die Verwaltung kennen!!!



Was kann die HV tun, um einer Haftung zu entgehen?

1. Die TE/GO ist Ihre „Bibel“. Die Kenntnis von den Regelungen hilft Anfechtungen und somit 

Haftungsrisiken zu vermeiden.

2. Wenn Fehler noch vor der Abstimmung auffallen, sollten Sie die Eigentümer aufklären und 

zumindest einen Geschäftsordnungsbeschluss über die Durchführung der Beschlussfassung 

herbeiführen.

3. Bei einigen Mängeln, z. B. fehlenden Vergleichsangeboten oder ungenügenden Informationen, 

können Sie einen Absenkungsbeschluss fassen und im Umlaufverfahren abstimmen lassen. 

Achtung!!! Nur für angekündigte Beschlussthemen.

4. Bei Gestattung baulicher Veränderungen, delegieren Sie die Vorbereitung an den bauwilligen 

Eigentümer und weisen Sie auf Bedenken in der Versammlung hin.

5. Auf Bestimmtheit der Beschlüsse achten. Sie dürfen auf externe Dokumente Bezug nehmen, wenn 

die Bezugnahme eindeutig ist (Druckdatum WP/JA, Angebotsnummer und –Datum etc.).

6. Im Zweifel Rechtsrat einholen.



Wenn das Kind in den Brunnen gefallen ist und der fehlerhafte Beschluss gefasst wurde. Was 

kann die HV tun, um einer Haftung zu minimieren?

In jedem Fall kann in vielen Fällen noch etwas geheilt werden. Trauen Sie sich zu handeln, auch

wenn Sie vorher einen Fehler begangen haben:

1. Noch vor Ablauf der Anfechtungsfrist eine erneute Versammlung durchführen, um einen heilenden 

Zweitbeschluss zu fassen und den Eigentümern bereits in der Einladung mitteilen, dass die Kosten 

der Zweitversammlung durch die HV getragen werden.

2. Die HV könnte versuchen, den klagewilligen Eigentümer schadlos zu stellen, um eine Anfechtung 

zu vermeiden, wenn das der günstigere Weg ist (Stichpunkt: Einzelanlastung eines Eigentümers).

3. Wenn der Prozess schon läuft, kann über ein Anerkenntnis oder Versäumnisurteil nachgedacht 

werden. Hierdurch reduziert sich zumindest die Gerichtsgebühr. 
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